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Zum Einsatz automatisierter Entscheidungs- und Profilingsysteme im arbeits-
marktpolitischen Bereich. Eine Positionierung von arbeit plus.  
 

September 2019 
 

Kurz zusammengefasst 
Datenbasierte Entscheidungen und technologische Lösungen werden in vielen Lebensbereichen im-
mer wichtiger, so auch in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. Das AMS erprobt seit Anfang 2019 ein 
datenbasiertes, automatisiertes Verfahren zur Einstufung arbeitssuchender Menschen, das AMS-
Arbeitsmarkt-Chancen-Modell („PAMAS“). PAMAS ordnet Arbeitslose, je nach ihren berechneten 
(Wieder)Beschäftigungschancen, drei Segmenten zu. Ziel ist es, die Effektivität der eingesetzten 
Mittel zu steigern. Der Einsatz von PAMAS wirft zahlreiche Fragen auf, unter anderem in Hinblick 
auf Datenschutz, mögliche Diskriminierung oder ganz allgemein sozialpolitische Visionen und Ziel-
setzungen. Dieses Positionspapier stellt PAMAS in den Kontext der Debatte rund um die Potentiale 
und Gefahren von Algorithmen in der Sozialpolitik. Im Vordergrund stehen die Erfahrungen der So-
zialen Unternehmen seit Einführung von PAMAS, die zeigen, dass das System in seiner jetzigen 
Form problematisch ist. arbeit plus fordert daher die Verantwortlichen und die Politik auf, PAMAS 
unter Miteinbeziehung aller relevanten Stakeholder zu adaptieren, transparent zu gestalten und 
Verantwortung in Hinblick auf Politikgestaltung wahrzunehmen.  
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Unser Zugang zum Thema 
Das AMS erprobt in Österreich derzeit ein neues Verfahren, um arbeitssuchende Menschen in 
Gruppen einzuteilen. Ein statistisches Modell berechnet die erwartete Reintegrationschance in den 
ersten Arbeitsmarkt von AMS-Kund*innen und weist sie auf dieser Basis einem von drei Segmenten 
zu: „H“ für hohe, „M“ für mittlere und „N“ für niedrige Reintegrationschancen.  

Die Soziale Unternehmen im Netzwerk von arbeit plus unterstützen Menschen, die auf dem Arbeits-
markt benachteiligt sind, durch Beschäftigung, Beratung und Qualifizierung bei ihrem (Wieder-)Ein-
stieg ins Erwerbsleben. Sie tragen entscheidend dazu bei, dass Vielfalt und soziale Innovation leben-
dig in die Unternehmenskultur integriert werden. Darüber hinaus kooperieren sie mit anderen Un-
ternehmen, die bereit sind, soziale Verantwortung zu übernehmen, sowie mit Regionen und den 
Menschen, die dort arbeiten und leben. 

Soziale Unternehmen, ihre Mitarbeiter*innen und Berater*innen sind nah dran an Menschen mit 
brüchigen Erwerbsbiographien und gemeinhin „niedrigen Reintegrationschancen“ in den ersten Ar-
beitsmarkt. Der neue Modus der Segmentierung und die damit verbundene Selektion von arbeits-
marktpolitischen Integrationsangeboten betrifft sie und ihre tägliche Arbeit daher besonders. Die 
Auswirkungen der neuen Herangehensweise sind bereits im Einführungsjahr für die Sozialen Unter-
nehmen deutlich spürbar. arbeit plus, das Netzwerk der Sozialen Unternehmen, nimmt diese Erfah-
rungen zum Anlass, sich vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen und der internationalen Debatte 
zu automatisierten Entscheidungsverfahren in der Politik kritisch zum Thema zu positionieren.  

 

Einsatz & Risiken von Algorithmen in der (Sozial)Politik 
Datenbasierte Entscheidungen und technologische Lösungen („Algorithmen“) halten in vielen Le-
bensbereichen Einzug. Diese Entwicklung wird von vielen Seiten begrüßt in der Annahme, dass sie 
Prozesse effizienter und das Leben komfortabler machen. Auch Politik und Verwaltung nutzen die 
neuen technischen Möglichkeiten in unterschiedlichen Bereichen, so auch in der Sozialpolitik. Neue, 
automatisierte Sozialsysteme sollen die Verteilung von Sozialleistungen effizienter machen, Miss-
brauch verhindern und treffsicher die Zielgruppe erreichen. Anwendungsbeispiele umfassen Ge-
sundheit, Jugendschutz und vermehrt auch den Arbeitsmarkt. Gerade in diesen sensiblen Bereichen 
zieht diese Entwicklung Kritik auf sich.  

 

Algorithmen verfestigen häufig bestehende Ungleichheiten und reproduzieren menschliche Fehler. 
Das ist insofern nicht verwunderlich, als dass Algorithmen auf Basis bestehender Daten, Aktivitäten 
und Entscheidungen programmiert werden. Ihre Prognosen und Entscheidungen basieren somit auf 
der Vergangenheit.  

Die Fähigkeiten von Algorithmen werden oft überbewertet. Algorithmen werden häufig als dem 
Menschen überlegen angesehen bzw. so kommuniziert – diese Sichtweise wird auch als „techchau-
vinism“ bezeichnet und ist gerade in Bezug auf Soziales gefährlich. Die romantische Vorstellung ei-
ner intelligenten Maschine, die auf magische Weise Probleme löst, ist irreführend. Maschinen sind 
nicht intelligent im Sinne von fähig, Situationen ein- und Folgen abzuschätzen. Dementsprechend 
eignen sie sich zum Lösen überschaubarer, klar definierter Probleme, nicht aber für komplexe 
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soziale Zusammenhänge.  

Algorithmen haben einen Bias1. Diese Verzerrung sollte zumindest transparent sein, wie der Algo-
rithmus gestaltet wurde. Nicht außer Acht zu lassen ist zudem, dass Technologiegestaltung bisher 
von einer sehr homogenen Gruppe – weiß, männlich, techaffin – vorangetrieben wird. Gerade in 
der (Sozial)Politik sollten aber möglichst unterschiedliche Gruppen in die Gestaltung miteinbezogen 
werden.  

Algorithmen stellen eine Korrelation dar, nicht notwendigerweise eine Kausalität. Durch den Trend 
hin zur Verarbeitung großer Datenmengen ist es leichter geworden, innerhalb dieser Daten Zusam-
menhänge (Korrelationen) zu finden. Eine Korrelation ist zwar ein wichtiger erster Schritt, bedeutet 
aber noch nicht einen ursächlichen Zusammenhang (Kausalität). Kausalität ist schwieriger festzu-
stellen und gerät durch neue technologische Möglichkeiten oftmals ins Hintertreffen. (Sozial)politi-
sche Probleme sind komplex und es ist anzunehmen, dass eine Vielzahl von strukturellen Faktoren, 
die in den Daten nicht eindeutig beobachtbar sind, Ergebnisse beeinflusst.  

Der Einsatz von Algorithmen in der (Sozial)Politik verändert das Politikverständnis. Aufgabe von So-
zialpolitik (bzw. des Sozialstaates) ist es, Bürger*innen gegenüber Risiken abzusichern und ein 
selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. Politik sollte nach Gründen für Probleme suchen, und 
nicht deren Folgen verwalten. Die Abkehr von lösungsorientierter Sozialpolitik hin zu datenbasierter 
Verwaltung führt zu einer „Politik ohne Politik“, also ohne Vision einer (gerechten) Gesellschaft. Al-
gorithmenbasierte Sozialpolitik „managt“ Leistungsempfänger*innen auf Datenbasis, anstelle ihnen 
bedarfsorientiert und gezielt Leistungen zur Verfügung zu stellen.  

 

Internationale Erfahrungen mit Algorithmen in der (Sozial)Politik 
Algorithmen werden in verschiedenen Staaten in unterschiedlichen Politikfeldern bereits einge-
setzt. Die Rechtfertigungsgründe dafür sind vielfältig und reichen von gesteigerter (Kosten-)Effizienz 
bis hin zur Eindämmung von sogenanntem Sozialbetrug, auch wenn dieser sowohl in absoluten Zah-
len als auch monetär stets eine vernachlässigbare Größe ist. Die Erfahrungen mit solchen Algorith-
men sind unterschiedlich, es zeigt sich aber durchwegs, dass sie dazu neigen, bestehende Ungleich-
heit zu reproduzieren und nicht notwendigerweise bessere Entscheidungen treffen als Menschen 
(s.a. Eubanks, 2018). 

Das international vielbeachtete Beispiel einer Jugendschutzbehörde in Pennsylvania zeigte, dass 
schwarze Familien viel häufiger auch im Fokus des Algorithmus standen als weiße Familien. Dem-
entsprechend schrieb der Computer die „oversurveillance“ von Schwarzen bzw. die „undersur-
veillance“ von Weißen fort. Impulse zur Problemursachenbekämpfung und tatsächlichen Verbesse-
rung der Lebensumstände von Kindern und Jugendlichen gibt der Algorithmus nicht (Chouldechova 
et al., 2018).  

In Deutschland wurde im Zuge der Umsetzung der Hartz-Reformen eine Form des datengestützten 
Profilings von Arbeitssuchenden eingeführt. Im Zuge dessen wurden die Kund*innen vier Gruppen 

																																																								
	
1 „Bias“ meint eine systematische Verzerrung, beispielsweise erzeugt durch einer Berechnung zugrunde lie-
gender Annahmen oder statistischer Fehler.  
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zugeordnet. Auf Basis dieser Zuordnung wiederum wurden sie bestimmten Maßnahmen zugewie-
sen. Ziel dieser Segmentierung war es also explizit, bestimmten Gruppen nur bestimmte Maßnah-
men zuzuweisen und hat so individuell angepasste Entscheidungen erschwert. Nach Kritik vor allem 
am de-facto Ausschluss besonders marginalisierter Zielgruppen aus den meisten Programmen 
wurde die Vorgehensweise adaptiert und versucht, das Profiling an Stärken anstelle von Defiziten 
auszurichten und auch weniger stark zu automatisieren (Obermayer & Oschmiansky, 2014). Polen 
führte ebenfalls vor wenigen Jahren ein System zur computerbasierten Einteilung arbeitssuchender 
Menschen ein, dass nach Klagen auf Basis des Gleichbehandlungsgesetztes und Beschwerden über 
Intransparenz allerdings mit Ende 2019 wieder abgeschafft wird (Niklas, 2019).  

Verschiedene Länder – vor allem im englischsprachigen Raum – arbeiten schon seit Längerem mit 
datengestütztem Profiling und Algorithmen in der Arbeitsmarktpolitik. In Australien und den USA 
bestehen entsprechende Programme (teils computerbasiert, teils von Berater*innen durchgeführt) 
bereits seit den 1990er Jahren. Verschiedene EU Länder wenden ebenfalls Profiling an (bspw. Ita-
lien, Dänemark, Niederlande). Anzumerken ist, dass der Großteil der bestehenden Systeme nicht 
die Re-Integrationswahrscheinlichkeit in den Arbeitsmarkt berechnet, sondern vielmehr das Risiko, 
langzeitarbeitslos zu werden (Desiere et al., 2019).  

In neun von elf Ländern, deren Profilingsysteme in der Arbeitsmarktpolitik in einer Publikation der 
OECD untersucht wurden, ist die Verwendung Profilingsystem für die Berater*innen verpflichtend, 
auch wenn sie nicht an das Ergebnis gebunden sind (Desiere et al., 2019). Es notwendig und sinnvoll 
ist, die Letztentscheidung bei den Berater*innen zu lassen und die Anwendung nicht verpflichtend 
zu gestalten. Anzumerken ist, dass es kaum empirische Evidenz darüber gibt, ob und inwiefern Algo-
rithmen „bessere“ Entscheidungen treffen als Berater*innen. Ebenfalls kaum existent sind bisher 
Kosten-Nutzen Analysen von statistischem Profiling. Geringere Kosten der automatischen Einteilung 
von Arbeitssuchenden in Zeiten sich schnell verändernder Arbeitsmärkte und immer diverserer Ge-
sellschaften sind vielfach ein zentrales Argument für dessen Einführung. Ob dieses Argument hält 
und Algorithmen die Erwartungen erfüllen, ist allerdings noch offen.  

 

	  



	
	

 5	

Der „AMS-Algorithmus“ (PAMAS) 
Das österreichische Arbeitsmarktservice verwendet seit Anfang 2019 ein datengestütztes Modell 
zur Einstufung arbeitssuchender Menschen. Das „Personalisierte Arbeitsmarktchancen Modell“ (PA-
MAS) befindet sich derzeit in der Einführungsphase. Dabei handelt es sich um einen Algorithmus, 
der arbeitssuchende Menschen entsprechend ihrer prognostizierten (Re)Integrationschancen in 
den Arbeitsmarkt drei Gruppen zuordnet: hohe (H), mittlere (M) und niedrige (N) (Wieder)Beschäf-
tigungswahrscheinlichkeit.2 Die Zugehörigkeit zu einer arbeitsmarktpolitischen Zielgruppe sticht al-
lerdings Segmentzugehörigkeit. Jugendliche werden prinzipiell nicht in die Segmente eingeteilt.  

Verschiedene Variablen fließen in das Modell zur Berechnung ein:  

• Persönliche Merkmale: Geschlecht, Alter, Staatsbürgerschaft, Ausbildung, Betreuungspflich-
ten (nur bei Frauen!), gesundheitliche Einschränkungen 

• Bisheriger Erwerbsverlauf: bisheriger Beruf, Ausmaß der Beschäftigung, Häufigkeit und 
Dauer von Geschäftsfällen + Maßnahmeneinsatz 

• Typ des regionalen Arbeitsmarktgeschehens 
In Summe gibt es 12 Hauptmerkmale, die 96 Ausprägungen haben können. Das ergibt 80 000 mögli-
che Merkmalkombinationen, von denen 30 000 in der Realität beobachtet werden. Die Korrelation 
dieser Merkmale ist die Grundlage für die Prognose.  
Offizielles Ziel der Segmentierung ist es, geeignete Angebote für die jeweiligen Segmentzugehöri-
gen bereitzustellen und Betreuungsintensitäten zu variieren: „Servicezonen“ für H, „Beratungszo-
nen“ für M, und Beratung für Menschen mit niedrigen prognostizierten Reintegrationschancen, die 
aus Ressourcengründen extern organisiert werden soll. Hier soll insbesondere verstärkt das Instru-
ment der Beratungs- und Betreuungseinrichtungen Neu (BBEN) zum Einsatz kommen.  

Was macht PAMAS?  

Erste Erfahrungsberichte zeigen, dass nur ein sehr geringer Anteil aller Arbeitssuchenden durch den 
Algorithmus in die Kategorie H eingeteilt wird. Ende November 2018 war der überwiegende Teil der 
arbeitssuchenden Menschen in Österreich in das Segment „Mittel“ eingestuft (65%) worden; 31% 
wurden vom Algorithmus der Kategorie „Niedrig“ zugewiesen und nur 4% „Hoch“. In Wien ist der 
Anteil der Kategorie N wesentlich höher als im österreichweiten Durchschnitt, nämlich bei 41% im 
Jahr 2018 (54% M und 4% H). 

Den Sozialen Unternehmen sollten – nach Plan des AMS – vorwiegend Menschen aus der Kategorie 
M zugeteilt werden. In der Praxis zeigt sich, dass das nach Bundesland stark variiert und sich auch 
viele Menschen mit, nach Einschätzung des Algorithmus niedrigen Reintegrationschancen unter den 
neu Zugewiesenen finden. Offen bleibt außerdem, inwieweit AMS-Berater*innen sich von dieser 
Einteilung beeinflussen lassen und ob weiterhin alle Beratungs- und Qualifizierungsangebote allen 
Zielgruppen zur Verfügung stehen.  

																																																								
	
2 Zwei Beispiele: Ein junger Mann aus Vorarlberg mit Lehrabschluss in einem technischen Beruf wird tendenzi-
ell dem Segment „H“ zugeordnet; eine rund 30-jährige Frau aus einem industriellen Bezirk in Ostösterreich, 
ebenfalls mit Lehrabschluss, und Betreuungspflichten für ein Kind „M“.  
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Erfahrungen der Sozialen Unternehmen mit PAMAS 
In der Arbeit der Sozialen Unternehmen zeigt sich, dass die Einführung von PAMAS Entwicklungen 
mit sich bringt, die problematisch sind und die oben skizzierten Kritikpunkte am Einsatz von daten-
basierten Entscheidungstools bestätigen. Das Problem ist hierbei nicht so sehr die Segmentierung 
an sich, sondern deren Umsetzung und sozialpolitische Konsequenzen.  

PAMAS schreibt Diskriminierung fort und führt zu ungleicher Behandlung. Manche der persönlichen 
Merkmale, die in die Berechnung miteinfließen, führen automatisch zu einer Herabstufung der Ar-
beitsmarktchancen. Die Praxis zeigt, dass die Gruppe „N“ zu verschiedenen Angeboten nicht mehr 
zugelassen wird – und beispielsweise der Geburtstag reicht, um von „M“ in „N“ zu fallen und be-
stimmte Angebote nicht mehr zu erhalten. Die Ungleichbehandlung von Arbeitssuchenden auf die-
ser Basis ist auch rechtlich problematisch. Die Beschränkung von dem „N“ Segment zugewiesenen 
Menschen auf für den Staat kostengünstigere Angebote unterminiert deren Recht auf (soziale) Teil-
habe. 

PAMAS ist insbesondere aus frauenpolitischer Sicht problematisch. Alleine der Umstand eine Frau 
zu sein, mindert die von PAMAS berechnete (Wieder)Beschäftigungswahrscheinlichkeit. Selbiges gilt 
für Betreuungspflichten, die allerdings in der Berechnung nur bei Frauen relevant sind. Die systema-
tische niedrige Einstufung von Frauen schreibt deren Diskriminierung fort und verfestigt sie, insbe-
sondere wenn nur noch bestimmte Angebote für bestimmte Segmente zugänglich sind.  

Die Gestaltung von PAMAS ist nicht transparent. Das Konzeptpapier ist zwar öffentlich zugänglich, 
doch es fehlen Informationen darüber, warum die einzelnen Segmente so definiert wurden, wie es 
der Fall ist. Das ist allerdings sehr relevant, da eine solche Definition auch immer eine politische Ent-
scheidung ist und für die Arbeitssuchenden sehr reale Konsequenzen hat. Eine öffentliche, beglei-
tende Evaluation und eine klar kommunizierte Strategie wären daher hilfreich.  

AMS Mitarbeiter*innen, LGS und RGS gehen sehr unterschiedlich mit PAMAS um. Es fehlt eine ein-
heitliche Vorgehensweise und Strategie. Unklar ist auch, ob und in welcher Form AMS Mitarbei-
ter*innen Schulungen zum Umgang mit dem Tool erhalten. Bisherige Erfahrungen zeigen, dass 
manche der Berater*innen die Einteilung des Algorithmus unhinterfragt übernehmen und dement-
sprechend agieren, selbst wenn individuelle Gründe dagegensprechen würden. Hier zeigt sich, dass 
PAMAS den Schwerpunkt in Richtung Verwaltung anstelle proaktiver Politikgestaltung legt.  

PAMAS wird regional spezifischen Herausforderungen auf dem Arbeitsmarkt nicht gerecht. Die Vari-
able „Regionale Arbeitsmarktstruktur“ berücksichtigt arbeitsmarktpolitische Realitäten nur unzu-
reichend. Wien steht vor ganz anderen Herausforderungen als ländliche Regionen, wie auch die 
überdurchschnittlich hohe Anzahl der in „N“ eingeteilten Menschen dort zeigt. Eine unterschiedli-
che Bewertung der Arbeitsmarktreintegrationschancen je nach Wiener Wohnbezirk bildet diese 
Herausforderungen jedenfalls nicht ab, sondern ist im Gegenteil undifferenziert und diskriminie-
rend.  

PAMAS erschwert es, individuelle Angebote zu machen. Die automatisierte Zuteilung ohne notwen-
dige Reflexion bringt Schwierigkeiten für die Sozialen Unternehmen mit sich. Es ist immer weniger 
möglich, gezielt auf die Bedarfe der Menschen einzugehen. Die Charakteristika der durch das AMS 
zugeteilten Menschen ändert sich zudem spürbar seit der Einführung von PAMAS: Es werden immer 
häufiger Menschen mit multiplen Problemlagen den Sozialen Unternehmen zugewiesen, die eigent-
lich sozialarbeiterische und therapeutische Angebote bräuchten. Für manche Betriebe ist das 
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bereits existenzbedrohend, da die Aufrechterhaltung des laufenden Betriebs und die Zielerreichung 
so besonders herausfordernd sind.  

 
Allgemeine Forderungen an die Politik und an Politikgestaltung  

1. Entwicklung und Einsatz von Algorithmen transparent gestalten 
Jeder Algorithmus hat einen Bias, eine Gewichtung in eine bestimmte Richtung - das sollte zumin-
dest transparent gemacht werden indem offen gelegt wird, welche Überlegungen in die Gestaltung 
des Algorithmus miteinfließen, aber auch wer ihn konkret programmiert. Dabei sollten möglichst 
unterschiedliche Expert*innen und gesellschaftliche Gruppen zu Wort kommen. Wesentlich bei der 
Programmierung ist aber auch das Politikverständnis: Was wird als „Norm“ am Arbeitsmarkt ange-
sehen? Welche Position in Bezug auf Gleichstellung am Arbeitsmarkt oder in Bezug auf Voll- und 
Teilzeitarbeit? All das fließt in die Gestaltung dieser Technologie und damit ihre Aussagen und Wir-
kung mit ein.  

Ausgestaltung, Funktion und Anwendung von Algorithmen müssen für deren Anwender*innen 
ebenso wie für Menschen, die von ihnen eingeteilt und bewertet werden, klar nachvollziehbar sein.  

2. Ein realistisches Bild von Algorithmen etablieren & kommunizieren 

Algorithmen sollen als das verwendet werden, was sie sind: datenbasierte Berechnungen zur Ent-
scheidungshilfe und keine Magie. Der Dynamisierung des Themas (bzw. dem Hype) sollte nicht un-
reflektiert nachgegeben werden. Selbstlernende Maschinen müssen für deren Anwender*innen 
verständlich und lesbar bleiben.  

3. Einsatz von Algorithmen genau definieren & beschränken  

Algorithmen eignen sich nicht, komplexe soziale Zusammenhänge zu strukturieren und Werturteile 
zu treffen. Ihr Einsatz muss daher auf klar definier- und begrenzbare Problemstellungen beschränkt 
werden.  

4. Verantwortung wahrnehmen 

Die Politik hat in der Gestaltung und Verwendung von Algorithmen eine besondere Verantwortung 
und muss diese entsprechend wahrnehmen. Datenbasierte Berechnungen und daraus resultierende 
Argumente von Effizienz und Effektivität dürfen nicht das Recht auf Gleichbehandlung - am Arbeits-
markt und anderswo - unterminieren. 

5. Politische Vision für Digitalisierung, automatische Entscheidungs- und Profilingsysteme & 
Artificial Intelligence 

Die Letztentscheidung über den Einsatz von Technik treffen Menschen. Daher braucht es eine Vi-
sion dafür, wie und wo wir welche Technologien einsetzen und welchen Weg wir als Gesellschaft 
einschlagen wollen. Für Algorithmen gilt das insbesondere, als dass diese ohnehin immer schwerer 
verständlich und weniger kontrollierbar für den Menschen werden.  
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Forderungen an das AMS 
1. Weiterhin alle Angebote für alle Zielgruppen offen halten 

Die Zuordnung von arbeitssuchenden Menschen in Segmente durch PAMAS erschwert es den Bera-
ter*innen, auf individuelle Situationen und Bedürfnisse eingehen zu können und schränkt arbeits-
marktpolitische Angebote – je nach Segmentzuordnung – ein. Die computerbasierte Zuordnung 
darf nicht das Recht auf Teilhabe und Gleichbehandlung unterminieren. Es müssen weiterhin alle 
Angebote für Beschäftigung, Weiterbildung und Qualifizierung allen Menschen offen stehen – un-
abhängig von deren durch den Algorithmus berechneten Wiederbeschäftigungswahrscheinlichkeit.  

2. Anschlussperspektiven und Durchlässigkeit aufrechterhalten  

Die Veränderung der Segmentzugehörigkeit – vor allem der „Aufstieg“ in ein höheres Segment – 
muss möglich sein. Es ist notwendig, Anschlussperspektiven für Menschen im „N“ Segment zu 
schaffen, beispielsweise von BBE(N) hin zu einem Arbeitsplatz in Sozialen Unternehmen. Eine starre 
Beibehaltung eines einmal zugeordneten Segments ist nicht zielführend. Schon bewährte Stufen-
modelle wären besonders geeignet, diese Anschlussperspektiven für Menschen vorzuzeichnen.  

3. Transparente, begleitende Evaluierung etablieren 

Die Einführung von PAMAS hat weitreichende Konsequenzen für die Arbeit der Sozialen Unterneh-
men. Daher möchten wir als Netzwerk unsere Erfahrungen und Expertise in die kontinuierliche 
(Weiter)Entwicklung, wie beispielsweise Auswahl und Gewichtung der Indikatoren, miteinbringen 
und schlagen eine begleitende Evaluierung unter Miteinbeziehung relevanter Praxispartner*innen 
vor. Wünschenswert wäre ein Beirat, der regelmäßig die Entwicklungen evaluiert, diskutiert und 
Verbesserungsvorschläge einbringt. Da PAMAS, wie auch andere automatisierte Entscheidungssys-
teme, vor allem in Hinblick auf Kosten-Nutzen Überlegungen argumentiert wird, sollten auch die 
tatsächlichen Kosten und resultierende Einsparungen und Nutzen konstant und transparent evalu-
iert werden.  

4. PAMAS in der jetzigen Form überdenken  

In seiner aktuellen Form bringt das AMS Arbeitsmarktchancen Modell zahlreiche Probleme – aus 
ethischer, demokratiepolitischer, datenschutzrechtlicher und praktischer Sicht – mit sich und sollte 
nochmals überdacht werden. Zielführend wäre die Erstellung von Indikatoren und der Definition 
von „Arbeitsmarktchancen“ als partizipativer Prozess mit Vertreter*innen der Politik, Verwaltung, 
Zivilgesellschaft und nicht zuletzt den Betroffenen. Automatisierung und Digitalisierung können und 
müssen gesamtgesellschaftlich genutzt werden – dafür braucht es aber eine politische Vision und 
Transparenz.  
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